
im Laufe des Jahres 1956 die Zeitschrift ein beträcht
liches Stück auf diesem Wege voranzubringen. Überwun
den ist heute die schädliche Auffassung der Herausgeber, 
daß nur das gedruckt werden dürfe, was sie glauben, 
mit ihrem eigenen Namen zeichnen und veröffent
lichen zu können — eine Auffassung, die darauf be
ruhte, daß man der Meinung war, anders nicht die 
notwendige Anleitung geben zu können. Inzwischen 
sind die Rubriken „Zusammenarbeit der Justizorgane 
mit den Volksvertretungen“, „Zur Diskussion“ und 
„Tribüne des Lesers“ entstanden, die sowohl zur Auf
lockerung des Inhalts wie auch der Form der Zeit
schrift beitragen. Die „Neue Justiz“ ist näher an die 
Praxis, wie sie in den Bezirken und Kreisen ausgeübt 
wird, herangerückt, und die Zahl der Autoren sowie 
die der Einsendungen und Zuschriften an die Redak
tion ist seit einem halben Jahr beträchtlich angestiegen. 
Viele dieser Beiträge haben auch bereits kritischen 
Inhalt und sind nicht selten der Beginn eines echten 
Meinungsstreites.

Diese Kritik hat aber bei den zentralen Dienststellen 
der Herausgeber leider nur in ganz wenigen Fällen ein 
Echo ausgelöst, das in der „Neuen Justiz“ vernom
men werden konnte. Solche beachtlichen Stellung
nahmen, wie z. B. die des Bezirksgerichtsdirektors 
M ü h l b e r g e r  (NJ 1956 S. 387), daß die Aufhebung 
der Richtlinie zu § 346 StPO ohne eine umfassende 
und gründliche Begründung nicht der führenden und 
anleitenden Rolle des Obersten Gerichts gerecht wird, 
oder die Kritik von S t r e i t ,  daß das Oberste Gericht 
zuwenig vom Mittel der Gerichtskritik Gebrauch 
macht und auf diesem Gebiet keine Initiative zeigt 
(NJ 1956 S. 258), blieben bis heute ohne Antwort.

Nicht anders erging es der kritischen Bemerkung 
von Rechtsanwalt M a t z d o r f  (NJ 1956 S. 315) zu Ver
fahrensmängeln in einer vom Obersten Gericht ent
schiedenen Sache oder den Ausführungen von W e b e r  
(NJ 1956 S. 376) wegen der Nichtanwendung des 
§ 193 StGB im Falle von Kritik. Für das Richter
kollektiv des Obersten Gerichts der Deutschen Demo
kratischen Republik sollte auch alle Veranlassung be
stehen, die bemerkenswerten Ausführungen von Ober
richter B e r g e r  (NJ 1956 S. 496) zur Frage der Wei
sungsbefugnis durch die Rechtsmittelgerichte und die 
Kritik von F r i t z s c h e  u n d  H ü b n e r  von der Deut
schen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
(NJ 1956 S. 502) an einem Urteil des Obersten Gerichts, 
betreffend Unterschlagung von Volkseigentum durch 
Amtspersonen, schnellstens zu beachten und einen 
positiven Beitrag in der Aussprache über diese Fragen 
zu leisten.

Keine andere Behandlung erfuhren kritische Bemer
kungen, die die „Neue Justiz“ veröffentlichte und die 

.die Oberste Staatsanwaltschaft und das Justizministe
rium betrafen. Die Kritik des Kreisstaatsanwalts 
S c h ö n h e r r  (NJ 1956 S. 375) an der schlechten An
leitung durch die Abteilung V der Obersten Staats
anwaltschaft auf dem Gebiet der Allgemeinen Aufsicht 
wurde weder einer Antwort für wert befunden, noch 
wurde seitdem breiter und intensiver die Allgemeine 
Aufsicht in den Spalten der „Neuen Justiz“ seitens des 
Generalstaatsanwalts der DDR behandelt. Selbst der 
Abdruck des Rahmenarbeitsplanes der Obersten 
Staatsanwaltschaft für das III. Quartal 1956 in der 
„Neuen Justiz“ $IJ 1956 S. 389) führte nicht dazu, daß 
die Abteilung V der Obersten Staatsanwaltschaft die 
in ihm niedergelegten^ Schwerpunktaufgaben erläu
terte, kommentierte und eine Diskussion darüber aus
löste, wie diese Aufgaben am besten zu realisieren sind.

In NJ 1956 S. 342 warf Kreisgerichtsdirektor 
Dr. U11 m a n n die Frage auf, weshalb im Justiz
ministerium eine Abneigung gegen den Vergleich im 
Privatklageverfahren besteht. Seitdem wartet er, — 
genau wie Kreisgerichtsdirektor N e u m a n n  auf eine 
Stellungnahme des Justizministeriums zu seiner 
Forderung nach einheitlichen Richtlinien in der Frage 
der Aufrechnung bei Ersatzansprüchen des Mieters 
wartet (NJ 1956 S. 275). Keine Stellungnahme erfolgte 
z. B. auch zu der Kritik des Kreisrichters K e r m a n n  
über die Durchführung der staatspolitischen Schulung 
bei den Justizorganen (NJ 1956 S. 476). Die vom Per
sönlichen Referenten des Justizministers bei der Ein
schätzung der Bezirkskonferenzen der Richter und 
Staatsanwälte berichtete Forderung der Praktiker,

Gesetzentwürfe zur Diskussion zu unterbreiten (NJ 
1956 S. 359) — eine Forderung, die übrigens Kreis
gerichtsdirektor L a n d v o i g t  erneut erhob, als er in 
NJ 1956 S. 413 schrieb, man sollte Richter und Staats
anwälte an der Ausarbeitung neuer Gesetze betei
ligen —, veranlaßte die Hauptabteilung Gesetzgebung 
des Justizministeriums nicht zu einer Äußerung. Auch 
die von mir in NJ 1956 S. 427 vorgetragene kritische 
Bemerkung bezüglich der Anleitung des Justizministe
riums vom 27. Juni 1956 zur Durchführung von Justiz
ausspracheabenden im III. Quartal 1956, in der 
erstaunlicherweise der von einer Kommission des 
Zentralkomitees der SED vom 21. Juni 1956 im „Neuen 
Deutschland“ veröffentlichte Leitartikel zu Fragen der 
weiteren Festigung der demokratischen Gesetzlichkeit 
mit Schweigen übergangen worden war, fand bisher 
kein Echo.

Es kann wohl darüber keinen Zweifel geben, daß 
eine solche Behandlung oder — wohl treffender ge
sagt — ein solches Ignorieren der Kritik nicht die Ent
wicklung und Entfaltung eines ernsthaften Meinungs
streits in der „Neuen Justiz“ fördert. Im Gegenteil, 
dieses Vorbeischauen der drei Herausgeber-Organe an 
der wiederholt laut gewordenen Kritik kommt ihrer 
Unterdrückung in hohem Maße gleich. Diese stattliche 
Liste — sie erhebt keinen Anspruch auf Vollständig
keit — mit Schweigen übergangener Kritik dürfte mit 
dazu beitragen, daß zahlreiche Richter, Staatsanwälte, 
Justitiare, Rechtsanwälte usw. es immer noch vorzie
hen zu schweigen und gehemmt sind, ihre Auffassungen 
zu Einzelfragen und theoretischen Problemen sowie ihre 
Erfahrungen aus der praktischen Arbeit mitzuteilen.

Die zentralen Justizorgane haben mit einer solchen 
Haltung in den letzten Monaten gegen das auch von 
ihnen oft im Munde geführte Entwicklungsgesetz unse
rer Gesellschaft und unseres Staates, das Gesetz der 
Kritik und Selbstkritik, verstoßen. Sie haben die 
„Neue Justiz“ nicht dazu benutzt, den Mitarbeitern 
der Justiz auf allen Ebenen Mut zu machen, 
ihnen den Mund zu öffnen, die Fragen unserer Recht
sprechung, unserer Gesetzlichkeit und des sozialisti
schen Rechtsbewußtseins zu stellen und zu behandeln.

Die sozialistische Gesetzlichkeit unseres Arbeiter- 
und-Bauern-Staates kann nur dann gewahrt werden, 
wenn es gelingt, breite Schichten unserer werktätigen 
Bevölkerung dafür zu interessieren. Der Kampf für 
die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit aber 
ist ein entscheidendes Stück des Kampfes für die Ver
wirklichung der Politik unserer Regierung. Das setzt 
aber voraus, daß die Richter und Staatsanwälte sowie 
alle anderen auf dem Gebiet des Rechts Tätigen tief 
durchdrungen sind von der ihnen übertragenen Auf
gabe und ein hohes Maß an Bewußtsein im allgemei
nen und an Rechtsbewußtsein im besonderen besitzen. 
Weder das politische und ideologische Bewußtsein aber 
noch das sozialistische Rechtsbewußtsein werden geför
dert, wenn man kritische Gedanken und Erwägungen 
mit Schweigen übergeht und ihren Autoren dadurch 
gleichsam zu verstehen gibt, daß ihre Meinungen und 
ihre Auffassungen mehr oder weniger unbeachtlich 
6ind. ,

Eine solche Einstellung zur Kritik, aber drängt die 
Frage auf, ob tatsächlich alle leitenden Funktionäre 
in den zentralen Dienststellen der Justiz die erforder
lichen, sehr ernsten Lehren aus der 3. Parteikonferenz 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und 
aus der Juristenkonferenz vom 10. Mai 1956 für ihre 
Arbeit gezogen haben. Offensichtlich gibt es noch 
manch einen, der der Meinung ist, er könne- ohne die 
Erfahrungen des Kollektivs, ohne die Kenntnisse seiner 
Mitarbeiter, ohne Kritik an seiner Arbeit auskommen. 
Das wäre aber nicht nur überheblich, sondern auch 
sehr schädlich für unsere gesamte Arbeit. Eine solche 
Einstellung müßte dazu führen, daß sich viele talen
tierte Justizkader nicht entwickeln, daß Initiativen 
erstickt werden. Die politischen und juristischen Quali
täten der Leiter, so überragend sie auch sein mögen, 
genügen allein nicht, ebensowenig wie Rundverfügun
gen, Weisungen und Leitartikel genügen können, jene 
komplizierten Fragen, von denen Walter Ulbricht auf 
der 28. Tagung des ZK der SED gesprochen hat, im 
Sinne der Politik unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht 
zu lösen.

Auf den Konferenzen der Richter und Staatsanwälte 
wurde mehrfach die Klage darüber laut, daß in der
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